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Leserbild Uschy Fäh fotografierte ein Schneehuhn im Alpstein.

ImSommerkleid

DieRentenreformpolarisiert
«Die Reform führt zumRenten-
alter 67»,
Ausgabe vom 10. August

Die Altersreform 2020 gleicht
einemWohnblockmit Eigen-
tumswohnungen. Eswohnen
darin vor allemArbeiter, die ihr
mühsam verdientesGeld in eine
bescheideneWohnung inves-
tiert haben, in der Absicht im
Alter gut versorgt zu sein. Nun
weist aber dasGebäude Schä-
den aus; nicht bedrohlich, aber
bei einer fehlendenRenovation
führen sie zumEinsturz des
Gebäudes. Im obersten Stock
wohnt die Erbauerin desHauses
in einer sehr luxuriösenWoh-
nung. Sie weigert sich, ihren
Beitrag zu leisten. Für die 70
Fränkleinmüssen die Reichen
einen grösseren Beitrag leisten.
Es sind 0,3 Lohnprozente, eine
Lächerlichkeit bei einemEin-
kommen über 100000Fran-
ken. Frau Ständerätin, Sie sind
die Eigentümerin im obersten
Stock. Sie weigern sich, Ihren
Beitrag zur Sanierung beizutra-
gen. Die Renovationskosten
müssen nach Ihrer Ansicht die
Frauen undMännermit tiefen
Einkommen bezahlen. Die FDP
hat einst beschlossen, Kinder-

zulagen auszurichten und die
Kosten zu 100Prozent aus
eigener Tasche zu finanzieren
(circa zwei Lohnprozente).
Daswar einstmals die FDP:
verantwortungsbewusst und
sozial. Liebe Frau Ständerätin,
bewahren Sie das Ansehen der
FDP!Und für dieMiteigentü-
mer: helfen Sie ihr und stimmen
Sie Ja zur notwendigenRenova-
tion.

Markus Fässler
Titlisstr. 4, 9500 Wil

Gift für diese
wichtigeSache
Ich zähle zu jenen Bürgern die
FrauKeller-Sutter sehr schät-
zen. Es gab und gibt Bundesräte
undBundesrätinnen, die realis-
tische Visionen haben. Einer
davon ist der ehemalige Bun-
desrat Pascal Couchepin (FDP).
Der sagte auf einem«Spazier-
gang» auf die Petersinsel 2003
oder 2004, dass die Sicherheit
unserer Sozialwerke langfristig
nur gesichert werden könne,
wenn bis 2025 das Rentenalter
67 eingeführt werde. Daran

führtmittelfristig keinWeg
vorbei. Deutschland hat eine
sinnvolle Lösungmit einer
stufenweisen Einführung eben
dieses Rentenalters in Realisie-
rung; andere Staaten haben
diese Absicht in Planung. Ich

finde es aber nicht redlich, wenn
FrauKeller-Sutter ihre Ableh-
nung der aktuellen Vorlage u.a.
damit begründet, dass diese
Reform zumRentenalter 67
führe; damit erzeugt sie Unruhe
und das ist Gift für diesewichti-
ge Angelegenheit.

Heinz Roggenbauch
Trottenackerstr. 6, 9507 Stettfurt

Ungleichheiten
verhindern
Wollenwir wieder neueUn-
gleichheiten schaffen?Diesmal
mit der 2-Klassen-Gesellschaft
in der AHV!WennAHV-Erhö-
hung, dann für alle, bisherige

und neueRentner. AHVund
2. Säule sind separat zu behan-
deln. AproposUngleichheiten:
Bis 1995musste sich jeder
Arbeitnehmer damit abfinden,
dass er bei einemStellenwech-
sel einen Teil seiner Pensions-
kasse verlor. Dafür gab es oft
erheblicheMutationsgewinne
der Pensionskassen!Hat hier
jemand vonKompensation
gesprochen?Darum:Nein zur
Rentenreform 2020.

Sepp Keller
Anriststr. 17, 9423 Altenrhein

Bundesrat
AlainBerset droht
Der SP-Magistrat Alain Berset
spricht von einemTotalausfall
der AHV-Rente, falls das Volk
die Reformder Altersvorsorge
ablehnt. Das ist schlichtweg
eine Angstmacherei, Erpres-
sung, Drohung undHalbwahr-
heit. Der Innenminister täte gut
daran,mit sachlichenArgumen-
ten zu überzeugen. Er hat
verschwiegen, dass das Loch im
AHV-Fonds auchwegen des
Rentenzuschlags von 70 Fran-

ken fürNeurentner grösser
wird. ZudemhatHerr Berset
seineHausaufgaben nicht
gemacht, wenn er von einem
Totalausfall der AHV-Rente
spricht, denn imGesetzesartikel
110awird festgehalten, dass der
AHV-Ausgleichsfonds in der
Regel nicht unter eine Jahres-
ausgabe sinken darf. Der Bun-
desrat ist verpflichtet, dem
Parlament innert eines Jahres
Massnahmen zur Stabilisierung
der AHV vorzulegen. Der
Bundesrat darf also gar nicht
tatenlos zusehen, wie der
AHV-Fondswegschmilzt.
Deshalb sind solche Aussagen
eines Bundesrates haltlos und
falsch. Es kann und darf nicht
sein, dass jetzt oder in Zukunft
Bundesräte das Schweizer
Stimmvolk täuschen odermit
Unwahrheiten undDrohungen
das Stimmvolk zu verunsichern,
ummit dieser Angstmacherei
eine Abstimmung gewinnen zu
können, so geht das nicht. Ich
appelliere an die Fairness und
an dieGrundwerte unserer
gelebtenDemokratie.

Christian Meier
Dr. h.c.
Fürstenaugasse 7, 9501 Wil

PolitischesSystem
fördertTrägheit
Hefenhofen ist überall,
Ausgabe vom 12. August

Stefan Schmid beschreibt sehr
treffend das «fein ziselierte»
Schweizer Politsystem. Kein
Wunder, dass dieser offensicht-
liche Tierschänderskandal unter
denAugen von vermeintlich
kompetentenMagistraten
jahrelang vor sich hinsiechen
konnte. Leider ist esmittlerwei-
le akzeptierte politische Kultur,
dass Regierungsräte und kanto-
nale Beamte verantwortlich
sind, die sich durch Aussitzen
und Lobbyieren auszeichnen.
Viel Energie geht dafür verlo-
ren, sich rechtlich abzusichern,
umnicht angreifbar zu sein. Die
menschliche/tiergerechte
Kompetenz verkümmert in
einer gut gemeintenKonsens-
kultur. Der Thurgauer Kantons-
tierarzt hat seineUnentschlos-
senheit damit begründet,
Deeskalation sei die richtige
Lösung imUmgangmit dem
renitenten und aggressiven
Pferdezüchter. Das politische
System fördert Trägheit. Anpa-
cker undMutige haben tatsäch-
lich nichts zu suchen in der
Politik, da sie sich exponieren
und somit eben angreifbar sind.
Ihre Polit-Präsenz-Halbwerts-
zeit ist unbefriedigend kurz.
Aussitzen hat sich bewährt und
lässt denMagistraten gut schla-
fen. Leider sitzen auch die
Medien den «Schönschwaf-
lern» immerwieder auf. Ein
mutiger Leitartikel.

Fritz Füllemann
Bruggwaldstr. 91, 9300 Wittenbach
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GebtdenTieren
starkeFürsprecher
«K. fühlte sich provoziert»,
Ausgabe vom 10. August

Nein,Witzig ist das nicht. Ein
Job, der Verantwortung gegen-
über inMenschenhand vegetie-
render Tiere, Charakterstärke,
Ehrlichkeit undDurchgriff
verlangt – und erst noch toll
bezahlt ist, kann PaulWitzig
nicht überlassenwerden. Ver-
gessenwir ob der jetzigen
Empörung nicht das jahrelange
elende Leben und Sterben der
Tiere des Schinders vonHefen-
hofen. Davon hatteman schon
seit langemKenntnis. Gebt
unsern Tieren endlich starke
Fürsprecher: Politiker, Veterinä-
re, Verbände und ehrliche
Züchter undRichter.Mutige
Menschen eben, wie Erwin
Kessler.

Astrid Pheby
Eggstr. 29, 9100 Herisau

Pyro-Prozess:Ärger über dieVerteidigungunddasUrteil
«Gutachten unter Teppich
gekehrt»,
Ausgabe vom 11. August

Die Ausdrücke «Bireweich und
Seich» passenwohl eher zum
Plädoyer vonAnwältinManuela
Schiller. Es ist unglaublich, dass
diese Anwältin die Tat eines
vermummtenChaoten vernied-
licht. Dawirdmit Abstandme-
tern, Dezibel, Prozenten und
Alter desOpfers gefeilscht. Fact
ist, dass derGeschädigte nach
denKnallkörperwürfen einen
schweren bleibendenGehör-
schaden erlitten hat. Dieses
Urteil wird hoffentlich allen
Chaoten und auch den Fussball-
vereinen eineWarnung sein.
Vermummte Zuschauer, Knall-

körper und pyrotechnische
Gegenstände haben an Fuss-
ballspielen nichts zu suchen.
SolcheChaoten auch noch als
Fans zu bezeichnen, ist eine
Beleidigung gegenüber allen
gewaltlosen Fussballfans.Wie
aus denMedien zu erfahren
war, verfügt dieser Chaot über
keine finanziellenMittel und hat
auch noch einenHaufen Schul-
den. Undwieder werden, wie in
diesemFall, die Anwalt- und
Gerichtskosten den Steuerzah-
lern aufgebürdet. ZumGlück
muss zumindest die Anwältin
nicht auf ihrHonorar verzich-
ten.

Walter Holtze
Junkholzstr. 38, 8500 Frauenfeld

«Das sind Kindergartenspiele»,
Ausgabe vom 12. August

In der Bundesverfassung heisst
es: 1. Kapitel Grundrechte: Art.
8: AlleMenschen sind vor dem
Gesetz gleich. Stimmt das auch
wirklich? Bei Fussballfanswie
demVerurteilten im oben
erwähntenArtikel handelt es
sichmeist umMenschen die
nicht der Grossfinanz angehö-
ren und daher leicht zu verurtei-
len sind. Das gilt aber nicht nur
für Fussballfans, sondern für
alle zu Verurteilenden. Der erste
Staatsanwalt des Kantons
St.Gallenmacht sich schon
einige Jahre daran, Fussballfans
hart und sehr schnell zu ver-
urteilen. Feuerwerkskörper und

andere gefährlicheGegenstän-
de haben auf Fussballplätzen
nichts zu suchen.Wird jetzt
nach demUrteil wirklich alles
besser? Dies ist zu bezweifeln.
ImFalle derGewaltmit Feuer-
werkskörpernmüssten zuerst
Hersteller, Händler und der
Staat verurteilt werden, denn
die ermöglichen den Besitz
solcher Gegenstände auf den
Fussballplätzen. Aber da nur die
Kleinen verurteilt werden, darf
man denRechtsstaat anzwei-
feln. DieGrossen schütztman,
die Kleinen sperrtman ein. Dass
vor demGesetz alle gleich sind,
bleibtWunschdenken.

Werner Hobi
Buhofstr. 64b, 9424 Rheineck

Zuwenig
Personal ist fatal
Das Sozialwesen boomt,
Ausgabe vom 7. August

Eine Frage anHerrnMüller:
Könnte nicht die Zunahme der
Mitarbeiter im Sozialwesenmit
den immer höherenAnforde-
rungen vonKanton, Bund und
Gemeinden an die Sozialinstitu-
tionen und ihreMitarbeiter zu
tun haben? InWahrheit wird
durch den Personalboom im
Sozialwesen der Klient nicht
unbedingt intensiver betreut,
sondern die Fachperson ist
mehrmit administrativen
Arbeiten beschäftigt. Die Frage
bleibt:Wer steht imMittelpunkt
– derMensch oder das Papier?
Durch die Stellenbegrenzung
nimmt das professionale Arbei-
ten ab. Das Personal hat noch
weniger Zeit für denKlienten.
EswerdenmehrMitarbeiter,
aufgrund des erhöhtenArbeits-
drucks, für längere Zeit erkran-
ken, was die Krankenkassenkos-
ten in dieHöhe treibenwird.
Die Schweiz bildet sehr gutes
Fachpersonal im Sozialwesen
aus.Wieso nutzen die Arbeitge-
ber nicht diese Ressourcen und
geben einerMutter nach der
Babypause, die im Sozialbereich
ausgebildet wurde, die Chance,
wieder zu arbeiten? In Ländern
wieÖsterreich oder Finnland
wurde längst erkannt, dass es
gewinnbringender ist, in gute
Krippenplätze zu investieren,
damit die Ressourcen der
Fachkräfte (Frauen) genutzt
werden können. Ist es das Ziel,
dass nochmehr ausländisches
Personal in die Schweiz geholt
wird, wie diesmit demAusbil-
dungsstopp für Schweizer Ärzte
praktiziert wurde?Was sicher
hoheKosten verursacht, ist der
starke Anstieg anAsylsuchen-
den. Braucht es nicht gerade für
eine gute reibungslose Integra-
tion gut ausgebildetes Personal?
Sparen ja, aber bitte nicht auf
Kosten der Klienten, des Perso-
nals und der Sicherheit!

David Berlinger
Am Bach 12, 8588 Zihlschlacht
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